
 
 

 

 

 
Bern, 23. Juni 2021 
 
Adressaten: 
die politischen Parteien 
die Dachverbände der Gemeinden, Städte und Berggebiete 
die Dachverbände der Wirtschaft 
die interessierten Kreise 
 
Neues Finanzierungssystem Asyl; Ausrichtung von Sprachnachweisen in aus-
länder- und bürgerrechtlichen Verfahren auf die schweizerischen Verhältnisse: 
Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Der Bundesrat hat am 23. Juni 2021 das EJPD beauftragt, bei den Kantonen, den 
politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemeinden, 
Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirtschaft 
und den interessierten Kreisen zum neuen Finanzierungssystem Asyl sowie zur Aus-
richtung von Sprachnachweisen in ausländer- und bürgerrechtlichen Verfahren auf 
die schweizerischen Verhältnisse ein Vernehmlassungsverfahren durchzuführen. 
 
Die Vernehmlassungsfrist dauert bis zum 14. Oktober 2021. 
 
Die Vorlage beinhaltet die Einführung eines anreizorientierten Finanzierungssystems 
für Flüchtlinge und vorläufig aufgenommene Personen, welches den Fokus auf die 
Berufsbildung von Jugendlichen und jungen Erwachsenen richtet und sich dabei 
nach den Wirkungszielen der Integrationsagenda Schweiz ausrichtet. Damit soll eine 
rasche und nachhaltige Integration der Betroffenen in der Schweiz erreicht und die 
Sozialhilfeabhängigkeit von Flüchtlingen und vorläufig aufgenommenen Personen re-
duziert werden. Hierzu sind Anpassungen in der Asylverordnung 2 über Finanzie-
rungsfragen notwendig. 
   
Im Zuge der Umsetzung des Bürger-, Ausländer- und Integrationsrechts hat sich ge-
zeigt, dass die Anforderungen an Sprachtests nicht ausreichen, um das Integrations-
kriterium der Sprachkompetenzen zu erfüllen. Insbesondere fehlt in den Sprachnach-
weisen ein expliziter Bezug zum Handeln im beruflichen und gesellschaftlichen Alltag 
in der Schweiz. Damit die Prüfung der Sprachkenntnisse auf die restlichen Integrati-
onskriterien abgestimmt erfolgen kann, sind die Anforderungen an die Sprachnach-
weise zu präzisieren. Hierzu sind Anpassungen in der Verordnung über Zulassung, 
Aufenthalt und Erwerbstätigkeit (VZAE) und in der Verordnung über das Schweizer 
Bürgerrecht (BüV) notwendig. 

Ich lade Sie ein, zu den Anpassungen in den drei genannten Verordnungen und zu 
den Ausführungen im erläuternden Bericht Stellung zu nehmen. 
 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 
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Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden über die Internetadresse: 
Vernehmlassungen laufend (admin.ch). 
 
Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes 
(BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir ersuchen Sie daher, Ihre Stellung-
nahmen, wenn möglich, elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine 
Word-Version) innert der Vernehmlassungsfrist an folgende Email-Adresse zu sen-
den:  
 

info-subventionen@sem.admin.ch 
 

 
Für Rückfragen und allfällige Informationen stehen Ihnen Herr Stephan Gürber (Tel. 
058 463 46 10) und Frau Martina Obrist (Tel. 058 463 43 44) zur Verfügung. 
 
Ich danke Ihnen für die stets gute Zusammenarbeit. 
 
Freundliche Grüsse 
 
 
 
 
Karin Keller-Sutter 
Bundesrätin 
 
 

https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing
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